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Fuldaer Erklärung zur Prävention von Gewalt gegen ältere und  

versorgungsbedürftige Menschen im häuslichen Umfeld 

 

Am 30.05. und 01.06.2012 haben sich Expertinnen und Experten aus Wissenschaft und Praxis 

aus Deutschland und dem europäischen Ausland auf Einladung einer Arbeitsgruppe des Public 

Health Institutes an der Hochschule Fulda getroffen, um über die Möglichkeiten der 

Vermeidung von Gewalt gegen ältere und pflegebedürftige Menschen zu diskutieren und 

Beispiele guter Praxis bekannt zu machen. Sie konstatierten geschlossen, dass Gewalt gegen 

ältere und versorgungsbedürftige Menschen ein schwerwiegendes soziales Problem ist, das 

einer vermehrten gesellschaftlichen Aufmerksamkeit und eines entschiedenen politischen 

Handelns bedarf. 

Gewalt gegen Pflegedürftige ist ein gesellschaftlich relevantes Problem 

Eine besondere Vulnerabilität gegenüber Gewalt besteht bei den Menschen, die aufgrund 

körperlicher oder kognitiver Einschränkungen auf Unterstützung und Pflege durch andere 

angewiesen sind. Gewalt fokussiert sich nicht nur auf diejenigen, die pflegebedürftig im Sinne 

der Pflegeversicherung sind und entsprechende Sach- oder Geldleistungen erhalten. Ein 

erhöhtes Risiko Gewalt zu erleiden, haben alle, die aufgrund ihrer körperlichen oder kognitiven 

Veränderungen, die mit hohem Alter verbunden sein können, vollständig oder teilweise von 

der Versorgung, Hilfe oder Betreuung durch andere abhängig sind.   

Gewalt gegen ältere und versorgungsbedürftige Menschen kann im Tun oder Unterlassen 

bestehen. Neben körperlichen oder auch sexualisierten Übergriffen sind systematische 

Demütigungen und Einschüchterungen, Isolierung von sozialen Kontakten, ökonomische 

Ausbeutung, der Entzug von Lebensgrundlagen und Bewegungsfreiheit oder die Behinderung 

der Ausübung von Rechten Formen von Gewalt. Gewalt kann direkte gesundheitliche Folgen 

haben oder das Wohlbefinden beeinträchtigen. 

Gewalt gegen ältere und pflegebedürftige Menschen erfolgt in unterschiedlichen 

Konstellationen: Sie kann von Angehörigen, von professionellen Pflegekräften oder von 

anderen Pflegebedürftigen ausgeübt werden und im häuslichen Umfeld, in der stationären 

oder teilstationären Versorgung stattfinden. Ein für Intervention und Forschung besonders 

schwer zugängliches Setting ist der häusliche Bereich und darin wiederum die psychische, 

körperliche oder sexualisierte Gewalt sowie Vernachlässigung, die von Angehörigen ausgehen 

kann. 

Gewalt durch Angehörige kann mit oder ohne Vorsatz, situativ oder situationsübergreifend 

erfolgen. Sie kann aus Überforderung durch physische und psychische Belastungen oder in 

krimineller Absicht entstehen. Sie kann in eine gewaltvolle oder gewaltfreie Geschichte der 
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Beziehung zwischen zwei Menschen eingebunden sein. Auch die Biografie der Gewalt 

ausübenden Person kann ein entscheidender Faktor sein. Das geringe Risiko, in 

Pflegesituationen als gewaltausführende Person entdeckt zu werden, kann Gewalt 

begünstigen. Diese verschiedenen Kontexte von Gewalt erfordern unterschiedliche 

Instrumente, um Sicherheit und Gewaltfreiheit (wieder) herzustellen. 

Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) schätzt, dass 4-6 % aller pflegebedürftigen 

Menschen, die in der häuslichen Umgebung gepflegt werden, von Gewalt betroffen sind (Krug 

et al. 20021). In Deutschland waren im Jahr 2010 ca. 2,3 Millionen Menschen pflegebedürftig 

im Sinne des Pflegeversicherungsgesetzes SGB XI (BMG 20112), wovon die meisten (70 %) von 

pflegenden Angehörigen im häuslichen Umfeld versorgt werden (Pfaff 20113). Auf Grundlage 

der WHO-Schätzungen kann deshalb angenommen werden, dass mehr als 80.000 ältere, 

pflegebedürftige Menschen in Deutschland jährlich Gewalt erfahren. Die Zahl Betroffener 

erhöht sich durch diejenigen, die zwar einen besonderen Versorgungsbedarf haben, aber nicht 

von den Regelungen des Pflegeversicherungsgesetzes erfasst werden. Das Ausmaß der 

Problematik wird zudem unterschätzt, da sowohl Alter als auch Pflegebedürftigkeit die 

Erforschung des Dunkelfeldes erschweren. Mit dem demografischen Wandel wird die Anzahl 

potenziell betroffener Menschen weiter ansteigen. 

Vielversprechende Ansätze sind entwickelt 

In Zusammenarbeit von Forschung und Praxis konnten in den letzten Jahren Hilfen für die 

Prävention von und den Umgang mit Gewalt gegen ältere, pflegebedürftige Menschen 

entwickelt werden. Es existieren: 

 Daten, die trotz erheblicher Schwierigkeiten von Dunkelfelderhebungen bei 

Pflegebedürftigen eine erste Einschätzung des Ausmaßes der Gewalt ermöglichen (vgl. 

die Studie von Görgen et al. 20094). 

 Empfehlungen zur Entwicklung eines Monitoring-Systems auf nationaler Ebene (vgl. 

das Projekt „MILCEA“5). 

                                                           
1 Krug E. G., Dahlberg L. L., Mercy J. A., Zwi A. B., Lozano R. (2002): World report on violence and health. World Health 

Organization. Genf. 

2 BMG (2011): Bericht der Bundesregierung über die Entwicklung der Pflegeversicherung und den Stand der 

pflegerischen Versorgung in der Bundesrepublik Deutschland. 

http://www.bmg.bund.de/fileadmin/dateien/Downloads/P/Pflegebericht/Bericht_Entwicklung_Pflegeversicherung.

pdf (Zugriff am 17.01.2012). 

3 Pfaff, H. (2011): Pflegestatistik 2009. Pflege im Rahmen der Pflegeversicherung Deutschlandergebnisse. 

Statistisches Bundesamt (Hrsg.). Wiesbaden. 

4 Görgen T., Bauer R., Fritsch N., Greve W., Herbst S., Kotlenga S., Mauder B., Mild N., Nachtmann J., Nägele B., Nowak 

S., Pfeiffer C., Rabold S., Rauchert K., Schröder M., Tesch-Römer C., Winkelsett B. (2009): „Sicherer Hafen“ oder 

„gefahrvolle Zone“? Kriminalitäts- und Gewalterfahrungen im Leben alter Menschen. Ergebnisse einer 

multimethodalen Studie zu Gefährdungen älterer und pflegebedürftiger Menschen. Bundesministerium für Familie, 

Senioren, Frauen und Jugend (Hrsg.), Berlin. 

5 Nähere Informationen: www.milcea.eu 

http://www.milcea.eu/
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 Empfehlungen der WHO für Strategien der Prävention von Gewalt gegen Ältere und 

Pflegebedürftige auf nationaler Ebene (vgl. Sethi et al. 20116). 

 die Europäische Charta der Rechte und Pflichten älterer hilfe- und pflegebedürftiger 

Menschen7, die verdeutlicht, dass das Recht auf Würde, körperliches und geistiges 

Wohlbefinden, Freiheit und Sicherheit, das Recht auf Selbstbestimmung und auf 

Privatheit sowie das Recht auf individuelle Information und Beratung als Voraussetzung 

für ausgewogene Entscheidungen auch für Pflegebedürftige gilt. 

 die gesetzliche Verankerung des Rechtes älterer Menschen auf gewaltfreie Pflege z. B. 

im Hessischen Gesetz über Betreuungs- und Pflegeleistungen (HGBP). 

 Instrumente zum Erkennen und Dokumentieren von Gewaltereignissen, inzwischen 

auch Instrumente in deutscher Sprache (z. B. die PURFAM-Checklisten8). 

 praxiserprobte Schulungsunterlagen und Trainingsmodule für Gesundheits- und 

Sozialberufe (z. B. aus den Projekten „Breaking the Taboo“9, „Sicher Leben im Alter“ 

(SiliA)10, und „PURFAM“). 

 Erfahrungen mit professionell Pflegenden als eine Berufsgruppe, die das Problem 

Gewalt gegen ältere, pflegebedürftige Menschen in ihrer Praxis wahrnimmt und 

Unterstützungsbedarf kommuniziert. 

 Initiativen und Projekte, die Unterstützungsangebote unterbreiten; in Deutschland z. B. 

Handeln statt Mißhandeln - Bonner Initiative gegen Gewalt im Alter e.V.11, 

Bundesarbeitsgemeinschaft der Krisentelefone12, Pflege in Not e.V.13, Beratungs- und 

Beschwerdestellen für alte Menschen, Pflegestützpunkte und 

Seniorenberatungsstellen. 

Trotz dieser erfolgreichen Bemühungen und Initiativen fehlen klare politische Impulse, 

rechtliche Rahmenbedingungen und ein koordiniertes Vorgehen zur Verhinderung von Gewalt 

gegen Ältere und Pflegebedürftige im häuslichen Umfeld. Für eine Verbesserung der 

Prävention von Gewalt und der Sicherheit Versorgungsbedürftiger ist Handeln auf mehreren 

Ebenen dringend erforderlich. Benötigt werden:   

  

                                                           
6 Sethi D., Wood S., Mitis F., Bellis M., Penhale B., Iborra Marmolejo I., Lowenstein A., Manthorpe G., Ulvestad Kärki F. 

(2011): European report on preventing elder maltreatment. World Health Organization Regional Office for Europe, 

Kopenhagen. 

7 www.ede-eu.org/pdf/projects/DE_European_Charter_Daphne.pdf 

8 Nähere Informationen: www.khsb-berlin.de/index.php?id=2599 

9 Nähere Informationen: www.btt-project.eu 

10 Nähere Informationen: http://silia.info/ 

11 Nähere Informationen: www.hsm-bonn.de  

12 Nähere Informationen: http://beschwerdestellen-pflege.de 

13 Nähere Informationen: www.pflege-in-not-berlin.de 
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Ein Klima des Respekts und der Anerkennung 

Prävention braucht eine verbindliche, rechtlich geregelte und gesellschaftliche Übernahme der 

Verantwortung für Sicherheit, Gesundheit und Wohlbefinden von älteren und 

versorgungsbedürftigen Menschen. Die demografische Entwicklung stellt die medizinische, 

pflegerische und soziale Versorgung älterer Menschen vor große Herausforderungen. Dabei 

muss die Würde jeder und jedes Einzelnen, unabhängig von Alter und Grad der Selbständigkeit, 

gewahrt werden. Ältere und pflegebedürftige Menschen haben oft viele Jahrzehnte zum Erhalt 

der gesellschaftlichen und familiären Ordnung beigetragen und benötigen nunmehr selbst 

Unterstützung. 

Zentraler Bestandteil der Würde jeder und jedes Einzelnen ist der Erhalt von Selbstbestimmung 

sowie der körperlichen und seelischen Unversehrtheit auch dann, wenn aufgrund eines 

besonderen Versorgungs- oder Pflegebedarfs durch körperliche oder kognitive 

Einschränkungen eine Abhängigkeit von Dritten besteht. Als Grundlage dafür ist ein Klima des 

Respekts und der Wertschätzung gegenüber älteren Bürgerinnen und Bürgern unerlässlich. 

Dieses äußert sich beispielsweise in der Berücksichtigung ihrer Bedürfnisse oder dem Grad der 

Integration in das gesellschaftliche Leben und der Wahrung ihrer Rechte. Gewalt per se darf 

gesellschaftlich nicht toleriert werden, das gilt auch für körperliche, psychische, soziale und 

ökonomische Gewalt oder Vernachlässigung gegenüber älteren und versorgungsbedürftigen 

Menschen. Die Politik ist in der Verantwortung, ein gesellschaftliches Klima des Respekts und 

der Anerkennung zu fördern, um so die Gesellschaft und ältere Menschen zu sensibilisieren. 

Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss (EWSA) forderte 2007 zudem die 

europäischen Länder auf, das Thema Gewalt gegen Ältere stärker zu fokussieren und zu 

handeln14. 

Eine Verbesserung der Sicherheit durch klare rechtliche Regelungen 

Menschen, die in ihrem häuslichen Umfeld leben und auf die Unterstützung und Pflege von 

Familienangehörigen angewiesen sind, leben in besonderen Abhängigkeitsverhältnissen. 

Pflegebedingt abhängig von Dritten zu sein, gilt als ein Risikofaktor Gewalt zu erleben. Diese 

ist oft mit finanzieller und sozialer Abhängigkeit zwischen den Generationen verbunden15. 

Abhängig zu sein, macht es den Betroffenen schwer, sich gegen Gewalt zu wehren, auf diese 

aufmerksam zu machen oder Schutz von außen in Anspruch zu nehmen. Der soziale Nahraum 

sowie die Privatsphäre von Menschen erlauben nur in besonderen Fällen staatliche 

                                                           
14 Europäischer Wirtschafts- und Sozialausschuss (EWSA) (2007): Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- 

und Sozialausschusses zum Thema „Misshandlung alter Menschen“ (Sondierungsstellungnahme). SOC/279 

„Misshandlung alter Menschen“. Brüssel. 

15 Görgen T., Bauer R., Fritsch N., Greve W., Herbst S., Kotlenga S., Mauder B., Mild N., Nachtmann J., Nägele B., 

Nowak S., Pfeiffer C., Rabold S., Rauchert K., Schröder M., Tesch-Römer C., Winkelsett B. (2009): „Sicherer Hafen“ oder 

„gefahrvolle Zone“? Kriminalitäts- und Gewalterfahrungen im Leben alter Menschen. Ergebnisse einer 

multimethodalen Studie zu Gefährdungen älterer und pflegebedürftiger Menschen. Bundesministerium für Familie, 

Senioren, Frauen und Jugend (Hrsg.), Berlin. 
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Interventionen. Die Gefährdung der Sicherheit von älteren, pflegebedürftigen Menschen muss 

als ein solcher besonderer Fall betrachtet werden. 

Die bislang geltenden rechtlichen Rahmenbedingungen zur Sicherstellung einer gewaltfreien 

Pflege durch Angehörige sind unzureichend: Sie erfasst nur diejenigen, für die Leistungen der 

Pflegeversicherung beantragt werden. Schon bei der Feststellung von Pflegebedürftigkeit muss 

auf die besondere Vulnerabilität dieser Personengruppe geachtet werden. Die Begutachtungs-

Richtlinien, zur Feststellung von Pflegebedürftigkeit (nach §§ 17, 53a SGB XI in Verbindung mit 

§ 213 SGB V), sind daher so zu formulieren, dass die Gutachterinnen und Gutachter in die Lage 

versetzt werden, Risikofaktoren und Indikatoren von Gewalt zu erkennen und die 

erforderlichen Schritte einzuleiten. Dies gilt auch für die aufsuchende Pflegeberatung 

(häusliche Pflegeberatung im Rahmen des § 37 Absatz 3 SGB XI), die für diejenigen erfolgt, die 

Geldleistungen der Pflegeversicherung in Anspruch nehmen. Zu Sicherstellung einer 

gewaltfreien Pflege muss deren Unabhängigkeit von institutionellen Interessen der 

Pflegedienste gewährleistet sein. Wird in der Beratung oder bei der Begutachtung festgestellt, 

dass „die häusliche Pflege nicht sichergestellt ist“, so wird dies im Gutachtenformular für die 

sozialen Pflegekassen des oder der Versicherten dokumentiert. Welche Schritte dort 

unternommen werden, ist nicht in allen Fällen bekannt. Zudem fehlen verbindliche 

Regelungen für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Pflegekassen, wie in solchen 

Verdachtsfällen verfahren werden soll. Dabei müssen die besonderen Bedingungen des Falls 

berücksichtigt werden. Nicht immer ist die Fortführung des bestehenden Pflegesettings die für 

die Betroffenen beste Wahl, aber auch nicht immer die Unterbringung der Pflegebedürftigen 

fern ihres gewohnten Umfeldes und ihres sozialen Netzes. 

Die in den letzten Jahren vorgenommenen gesetzlichen Veränderungen im Kinder- und 

Jugendschutz sind ein positives Beispiel dafür, wie es möglich ist, durch eine bessere 

Koordination und Kooperation potentiell beteiligter Akteure und durch die Befugnis, 

Informationen im Verdachtsfall an einen engen Kreis von kooperierenden Institutionen 

weiterzugeben, ohne die Schweigepflicht zu verletzen. Dabei werden im familiären Umfeld 

Schutz und Sicherheit im Sinne des Kindeswohls gewährleistet ohne zwingend sofort 

rechtliche Schritte zu ergreifen. Auch das Gewaltschutzgesetz bietet Möglichkeiten, Sicherheit 

im familiären Bereich zu erhöhen. Vergleichbare Regelungen, die die Selbstbestimmung 

pflegebedürftiger und älterer Menschen respektieren und Sicherheit gewährleisten, müssen 

auch für den Schutz versorgungsbedürftiger älterer Menschen geschaffen werden16. Eine 

staatliche Stelle sollte verbindlich Fallverantwortung übernehmen.  

                                                           
16 Vgl. auch BAGSO Pressemitteilung 15/2012: http://dsa.file1.wcms.tu-dresden.de/wordpress/wp-

content/uploads/2012/06/120928_BAGSO_PM_15_2012_Internationaler_Tag_der_aelteren_Generation.pdf 

16. Deutscher Familiengerichtstag 2005: http://s293942038.online.de/resources/2005_Arbeitskreis_15.pdf 
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Eine aktive Rolle der professionellen Pflege in der Unterstützung Angehöriger 

Das Prinzip „ambulant vor stationär“ in der Versorgung von älteren, pflegebedürftigen 

Menschen setzt voraus, dass pflegende Angehörige das nötige Wissen, die nötigen Fähigkeiten, 

Ressourcen und Unterstützung haben, um gute Pflege gewährleisten zu können. 

Überforderung von pflegenden Angehörigen ist einer der stärksten Risikofaktoren für 

psychische oder körperliche Aggressionen gegenüber Pflegebedürftigen. Pflegende 

Angehörige, überwiegend Frauen, entlasten das deutsche Solidarsystem und leisten dabei 

überwiegend hervorragende Arbeit. Sie benötigen Unterstützung und eine Honorierung ihrer 

Leistung durch konkrete Hilfen wie z. B. die Finanzierung von Kurz- oder Tageszeitpflege, 

Freiwilligendienste oder professionelle Pflegeberatung. 

Professionell Pflegende können in der Prävention von Gewalt und bei der Intervention wichtige 

Aufgaben übernehmen. Sie können pflegende Angehörige beraten und unterstützen, um 

Belastungsreaktionen vorzubeugen und konfliktreiche Pflegesituationen zu deeskalieren. Für 

eine erfolgreiche Gewaltprävention ist es notwendig, pflegende Angehörige im Alltag zu 

entlasten. Dies erfordert ein Assessment des Gewaltrisikos in der häuslichen Pflege. 

Professionell Pflegende können andererseits Gewalthandlungen gegenüber Pflegebedürftigen 

an Akteure im Hilfe-, Gesundheits- und Justizsystem kommunizieren, um den Schutz der 

körperlichen und seelischen Unversehrtheit der Pflegebedürftigen zu gewährleisten. Dies setzt 

ein strukturiertes Erkennen und Dokumentieren von Gewaltfolgen voraus. Damit professionell 

Pflegende diesen Aufgaben nachkommen können, ist es unerlässlich, dass Gewaltfreiheit in 

das interne Qualitätsmanagement der Pflegeeinrichtungen aufgenommen wird und somit 

deren Sicherstellung auch offiziell zur Aufgabe von Pflegeunternehmen und professionell 

Pflegender gehört, also das Assessment des Gewaltrisikos und der beobachteten Gewalt und 

deren Folgen obligat und selbstverständlich werden. 

Hierfür benötigen Pflegedienste Strukturen, um gegenüber pflegenden Angehörigen, die auch 

zahlende Kunden für sie sind, nicht in Rollenkonflikte zu geraten. Eine ausreichende 

Finanzierung von Pflegeleistungen, auch bezogen auf Beratung und Dokumentation zur 

Gewaltverhütung, ist eine wichtige Voraussetzung. 

Professionell Pflegende bedürfen Handlungssicherheit und klare, für alle Beteiligten 

verbindliche Zuständigkeiten, die in der Bundesrepublik Deutschland bislang noch nicht 

geregelt sind. Handlungssicherheit entsteht durch ausreichendes Wissen über Gewalt und 

rechtliche Aspekte, durch Kompetenzen im Umgang mit gewaltgeprägten Situationen und 

durch Hilfsmittel, die ein strukturiertes Handeln unterstützen. Schulungen und Trainings dazu 

sollten verpflichtend und kostenfrei zugänglich sein. Mehr zeitliche Ressourcen sollten zur 

Verfügung gestellt werden, um adäquat handeln zu können und es sollten zuständige 

Personen benannt werden, die die Gewaltfälle zuverlässig betreuen können. 
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Um in Fällen von Gewalt erfolgreich intervenieren zu können, braucht es eine enge 

Zusammenarbeit verschiedener Akteure. Grundvoraussetzung dafür ist, dass für die 

Problematik sensibilisiert wird und dass klare Zuständigkeiten dafür existieren und bekannt 

sind. Eine Finanzierung der Hilfestrukturen muss gewährleistet sein. 

Eine wissenschaftliche Grundlage für Weiterentwicklung bisheriger Strategien 

Gewalt gegen ältere und pflegebedürftige Menschen muss als ein Public Health Problem 

verstanden werden und bedarf der für Public Health Strategien grundlegenden 

wissenschaftlichen Erkenntnisse über das Ausmaß des Problems und seiner Verteilung in der 

Bevölkerung, die prospektive Abschätzung der Auswirkungen von Veränderungen der 

Rahmenbedingungen, den Nachweis der Wirksamkeit von Interventionen sowie eine 

Abschätzung des Kosten-Nutzen-Verhältnisses von Maßnahmen. Dies sollte trotz der 

Schwierigkeiten zum Zugang ins Feld realisiert werden. 

Es fehlt in Deutschland, wie in anderen Ländern der Europäischen Union, an belastbaren Daten 

zu der Häufigkeit von Gewalt gegen ältere, pflegebedürftige Menschen und ihre Verteilung in 

der Bevölkerung. Solche Daten sind aufgrund der methodischen Schwierigkeit von 

Dunkelfeldstudien im Kontext von Pflegebedürftigkeit am ehesten über ein regionales 

Meldesystem zu realisieren, das national anonymisiert zusammengefasst wird. Sinnvoll wäre 

eine Aufnahme des Kriteriums Gewalt in den Katalog der OECD-Daten. Damit wäre ein 

Monitoring von Gewalt und dem Erfolg von Präventionsstrategien möglich. 

Veränderungen der Rahmenbedingungen, wie z. B. die aktuelle Reform der Pflegeversicherung 

in Deutschland, erfordern einer prospektiven Einschätzung der Auswirkungen auf das 

Gewaltrisiko, im Sinne eines Health Impact Assessments. Deutsche Versorgungsstrukturen 

müssten daraufhin analysiert werden, wo wirksame Prävention und Intervention nachhaltig 

verankert werden könnte. 

Interventionsstrategien, wie z. B. die Schulung von Pflegekräften und Sozialarbeiterinnen 

oder Sozialarbeitern, sind bislang nicht ausreichend evaluiert, um eine Wirksamkeit 

nachweisen zu können. 

Es bedarf zudem einer ökonomischen Bewertung von Kosten, die im Zusammenhang von 

Gewalt gegen ältere, pflegebedürftige Menschen entstehen, um Kosten-Nutzen-Relationen 

herstellen zu können. 

Die Unterzeichnenden fordern alle gesellschaftlich relevanten Kräfte dazu auf, einen 

wirksamen Beitrag zur schnellst möglichen Umsetzung dieser Forderungen zu leisten. 

Handlungsverantwortung im jeweiligen Einflussbereich liegt insbesondere bei der 

Bundesregierung, den Landesregierungen, den Kommunen, dem Medizinischen Dienst der 

Krankenversicherung, den Pflegekassen und den Pflegediensten.  
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